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Die Stadtverordnetenversa m m lu n g

Tagesordnung I Punkt 7 der öffentlichen Sitzung am 22. Mai 2025

Antraqs-Nr. 25-F-22-0053

Baustellen und Verkehrssituation in der Innenstadt
- Antrag der Fraktionen von CDU und FDP vom 15.05.2025 -

Die Wiesbadener lnnenstadt ist sowohl auf Straßen als auch in der Fußgängerzone von (teilös
monatelang unterbrochenen) Baustellen durchzogen. Darunter leidet die Attraktivität der lnnen-
stadt erheblich.

Dies gilt etwa für den Schlossplatz, wo bereits alle Bäume abgeholzt wurden, aber keinerlei weitere
Schritte zur die Fertigstellung des Platzes ersichtlich sind oder für die Ellenbogengasse, wo zahl-
reiche Leitungen erneuert werden sollten, was aber zwischenzeitlich unterbrochen wurde.

ln beiden Fällen ist völlig unklar, in welchem Zeitraum die beiden Bauvorhaben fertiggestellt wer-
den können. Gleichzeitig ist es eine erhebliche Belastung für die Einzelhändler und Anwohner,
wenn Bauvorhaben einerseits lange dauern und andererseits völlig unklar ist, wann diese fertigge-
stellt werden. ln knapp über zwei Monaten beginnt mit der Rheingauer Weinwoche eines der wich-
tigsten Feste unserer Stadt. Dafür werden nämlich zahlreiche Besucherinnen und Besucher in die
Wiesbadener lnnenstadt kommen, die sich zu diesem Zeitpunkt bestmöglich präsentieren sollte.
Ob und wie der Schlossplatz für die Weinwoche trotz der Verzögerungen genutzt werden kann,
bleibt bislang offen.

Auch die verkehrliche Erreichbarkeit der lnnenstadt mit dem motorisierten lndividualverkehr ist
deutlich verbesserungswürdig. Gerade in der aktuellen Situation mit zahlreichen Großbauvorhaben
- insbesondere auf der Emser Straße und der Schwalbacher Straße - wird die Erreichbarkeit erheb-
lich beeinträchtigt. Es erscheint unverständlich, warum die entsprechenden Baumaßnahmen einen
so erheblichen Zeitraum in Anspruch nehmen, während es in anderen Stellen unproblematisch
möglich ist, Bauvorhaben durch verschiedene Maßnahmen zu beschleunigen.

Angesichts der fatalen Ergebnisse für Wiesbaden in der Vergleichsstudie ,,Vitale lnnenstädte" soll-
te es ein Anliegen aller Beteiligten sein, notwendige Baumaßnahmen in der lnnenstadt so schnell
und störungsfrei wie möglich durchzuführen.

Die Stadtverordnetenversammlung möge daher beschließen

Der Magistrat wird gebeten,

1. zu berichten:
a. Wie ist der weitere Ablauf bei den genannten Bauvorhaben (Ellenbogengasse,

Schlossplatz) in der lnnenstadt geplant?
b. Können die ursprünglichen Termine zur Fertigstellung - Juni 2025 für die Ellenbo-

gengasse, Herbst 2025 für den 1. Bauabschnitt des Schlossplatzes) gehalten wer-
den? Wenn nein, wann ist mit einer Fertigstellung zu rechnen?

c. Welche Maßnahmen hat der Magistrat ergriffen, um die genannten Bauvorhaben
(Schwalbacher Straße, Emser Straße, Ellenbogengasse und Schlossplatz) zu be-
schleunigen?
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d. Wie wird der Stand der Bauvorhaben zum Zeitpunkt der Rheingauer Weinwoche
sein?

2. im Rahmen der Haushaltsberatungen 2026 die Stelle eines Baustellenmanagers innerhalb
des vorhandenen Stellenkontingents anzumelden.

3. angesichts der Verzögerungen und ihrer Auswirkungen auf die Attraktivität der lnnenstadt
die Einführung eines Bonus-Malus-Systems für Auftragnehmer (Prämien bei schneller Bau-
feftigstellung, Abzüge bei Verzögerungen) abermals zu prüfen.

FWG/Pro Auto: 25-F-22-0053 Baustellen und Verkehrssituation in der lnnenstadt
E rgänzu n gs- und Anderu n gsa ntrag vom 22.05.2025

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Der Magistrat wird gebeten,

1. zu berichten:
a. - d. Unverändert
b. (NEU): ln welcher Weise der Magistrat den betroffenen Gewerbetreibenden (2. B.

Gastronomen) Hilfsangebote unterbreitet hat bzw. dies plant (in welcher Form)?
c. (NEU): Ob, wie und wann geplant ist den (teilweise) Wegfall der Linien 3, 28 und 33

Platter und Schwalbacher Straße) zu kompensieren?
2. (Anderung): Die Stelle eines Baustellenmanagers innerhalb des vorhandenen Stellenkon-

tingents umgehend einzurichten.
3. Streichen

Beschluss Nr. 0160

Der Antrag der Fraktionen von CDU und FDP vom 15.05.2025 sowie der Anderungsantrag der
Fraktion FWG/Pro Auto vom 22.05.2025 werden auf die Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung am 03.07.2025 verschoben.

Dem Magistrat
mit der Bitte um weitere Veranlassung

wiesbaden ,?f .os.zozs

Dr
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Der Magistrat
-16 -

Wiesbaden, ä 05.2025

Dezernat V
mit der Bitte um Kenntnisnahme Mende

eister (rK
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Die Stadtverordnetenversammlung 

- Ältestenrat - 
 
 
   
Tagesordnung Punkt 4 der nicht öffentlichen Sitzung am 26. Juni 2025 
 
Vorlagen-Nr. 25-A-99-0004 
 

 

Angemessenheitsbericht 2025 
 
    
 
 

 
Beschluss Nr. 0034 
 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen: 
    
Der Angemessenheitsbericht vom 10.06.2025 wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
Tagesordnung II 
 
 
 
 Wiesbaden,     .06.2025 
 
 
 
 

Dr. Gerhard Obermayr 
 Vorsitzender 
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Jährlicher Angemessenheitsbericht zur Höhe der Aufwandsentschädigung 
 
 
 
Die Satzung über die Entschädigung für ehrenamtlich Tätige sieht vor, dass der Stadtverord-

netenversammlung jährlich ein Bericht über die Angemessenheit der Aufwandsentschädi-

gung und deren Anpassung vorgelegt wird. In dem Bericht sind die sich aufgrund der Ent-

wicklung der Lebenshaltungskosten in Hessen im Berichtszeitraum ergebenden Betragsän-

derungen darzustellen. Der Ermittlung ist der vom Hessischen Statistischen Landesamt ver-

öffentlichte Verbraucherpreisindex für Hessen (durchschnittlicher Gesamtindex des Vorjah-

res) und seine Veränderung in Prozent zu Grunde zu legen (§ 6 Abs. 2 der Entschädigungs-

satzung).  

 

Mit Wirkung vom 01.02.2018 wurde die Aufwandsentschädigung für Stadtverordnete von 

600 Euro auf 660 Euro erhöht. Mit Satzung vom 29.05.2024 wurde festgelegt, dass die Ent-

schädigungen jeweils zum 1. Oktober eines jeden Jahres automatisch angepasst werden; 

Maßstab für die Anpassung ist die Veränderung des Verbraucherpreisindex‘ (nach § 6 

Abs. 2, s.o.). 

 

Das Amt für Statistik und Stadtforschung teilte uns die folgenden aktuellen Werte mit: 

 

 

Das bedeutet, dass die monatliche Grundentschädigung für Stadtverordnete ab Oktober 

2025 von 699 Euro um 1,8 % auf 712 Euro steigt. Entsprechend steigen auch die anderen 

Aufwandsentschädigungen automatisch. 

 
 
 
gez. 
Dr. Heimlich 
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Die Stadtverordnetenversammlung 

- Ältestenrat - 
 
 
   
Tagesordnung Punkt 5 der nicht öffentlichen Sitzung am 26. Juni 2025 
 
Vorlagen-Nr. 25-F-63-0007 
 

 

Rechtsschutz für Ortsbeiratsmitglieder sicherstellen 
- Antrag der Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die Linke und Volt vom 29.01.2025 - 
 
Damit sie in der Ausübung ihres Mandats nicht durch juristische Vorgänge (z.B. 
Unterlassungsklagen) eingeschüchtert und eingeschränkt werden, ist es von grundlegender 
Bedeutung für ihre politische Arbeit, dass sie Rechtsbeistand für Tätigkeiten im Rahmen ihrer 
Mandatsausübung erhalten. Für die Stadtverordneten gilt dies seit etwa zwei Jahren (s. Beschluss 
Nr. 0520 der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2022). Diese Regelung soll für Mitglieder 
der Ortsbeiräte übernommen werden. 
 
 
Der Ältestenrat wolle beschließen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen: 
 
Der Magistrat möge:  
 

1. Ein Konzept für eine Sicherstellung des Rechtsschutzes für Ortsbeiratsmitglieder, welches 
sich am Beschluss 0520 der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2022 orientiert, 
vorzulegen und die möglichen Mehrkosten darzustellen.  

2. Das Konzept soll dem Ältestenrat und der Stadtverordnetenversammlung zur 
Beschlussfassung vorgelegt werden.  

 
 
 
Beschluss Nr. 0019 der Stadtverordnetenversammlung vom 13.02.2025: 
 
Der Antrag wird angenommen. 
 
 
 

 
Beschluss Nr. 0035 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen: 
 
1. Der Beschluss Nr. 0520 der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2022 
(„Rechtsschutzbeschluss“) gilt für die direkt gewählten Mitglieder der Ortsbeiräte sowie des 
Ausländerbeirats, des Seniorenbeirats, des Jugendparlaments und des Kulturbeirats 
entsprechend. 
 
2. Dieser Beschluss tritt mit Ablauf der aktuellen Wahlperiode (31.03.2026) außer Kraft. 
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3. Zu Beginn der neuen Wahlperiode soll dieser Beschluss nach einer Evaluation im Ältestenrat 
erneut beraten werden. 
 
 
 
 
Tagesordnung II 
 
 
 
 
 Wiesbaden,     .06.2025 
 
 
 
 

Dr. Gerhard Obermayr 
 Vorsitzender 
 
 



ENTWURF 
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Die Stadtverordnetenversammlung 

- Ausschuss für Frauen, Gleichstellung 
und Sicherheit - 

 
Tagesordnung I Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 10. Juni 2025 
 
Vorlagen-Nr. 25-F-63-0036 
 

 

Rücksichtnahme fördern: Aufklärung und Schutz vor Passivrauchen an Bushaltestellen 
- Antrag der Fraktionen Volt, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Die Linke vom 04.06.2025 -  
 
Zigarettenrauch schadet nicht nur den Rauchenden selbst, sondern als Passivrauch vor allem auch 
Kindern und anderen besonders schutzbedürftigen Menschen. Auch an Bushaltestellen sind diese 
Gruppen regelmäßig der Belastung durch Tabakrauch ausgesetzt. 
Da ein generelles Rauchverbot an Haltestellen rechtlich derzeit nicht eindeutig geregelt ist, setzen 
wir auf einen präventiven und aufklärenden Ansatz. Ziel ist es, durch Sensibilisierung und Hinweise 
auf Rücksichtnahme freiwilliges Verhalten zu fördern und gleichzeitig den rechtlichen Spielraum für 
weitergehende Maßnahmen auszuloten. Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen 
Bundestages hat in einer Ausarbeitung festgestellt: „Im Wege der Gefahrenabwehrverordnung sind 
[…] Rauchverbote, etwa bei starker Frequentierung von Kindern, denkbar.“1 Die Stadt Wiesbaden 
sollte diese Möglichkeit rechtlich prüfen, um Kinder sowie andere gefährdete Personen im 
öffentlichen Raum – insbesondere an stark frequentierten Haltestellen – wirksam zu schützen. 
 
Der Ausschuss möge beschließen: 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
Der Magistrat wird gebeten, 

1. eine Informations- und Aufklärungskampagne zur Förderung von Rücksichtnahme und 
rauchfreien Wartezonen an Wiesbadener Bushaltestellen zu entwickeln und umzusetzen. 
Dabei soll insbesondere auf die Gesundheitsrisiken von Passivrauchen für Kinder, 
Schwangere und chronisch kranke Menschen hingewiesen werden; 

2. geeignete Maßnahmen zur Sichtbarmachung des Appells zur Rücksichtnahme an 
Haltestellen zu prüfen und umzusetzen, beispielsweise durch Piktogramme, Plakate oder 
Bodenmarkierungen; 

3. zu prüfen, ob und an welchen Bushaltestellen im Wiesbadener Stadtgebiet aufgrund 
besonderer Gegebenheiten – etwa einer hohen Frequentierung durch Kinder, einer Nähe zu 
Krankenhäusern, Gesundheits- oder Pflegeeinrichtungen oder dem regelmäßigen 
Aufenthalt weiterer vulnerabler Gruppen – eine besondere Gefährdungslage durch 
Tabakrauch besteht; 

4. darzulegen, unter welchen rechtlichen Voraussetzungen und in welchen Fällen ein örtlich 
begrenztes Rauchverbot im Rahmen der Gefahrenabwehrverordnung möglich wäre. 

 
1  Zuständigkeit für die Verhängung eines Rauchverbotes an Bushaltestellen”, Aktenzeichen: WD 3 - 3000 - 063/17, Wissenschaftlicher 
Dienstes des Deutschen Bundestages, 2017 
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Änderungsantrag der AfD Stadtverordnetenfraktion zum Antrag der Fraktionen Volt, Bündnis 

90/Die Grünen, SPD und Die Linke vom 04.06.2025 zum Thema:  

„Rücksichtnahme fördern: Aufklärung und Schutz vor Passivrauchen an Bushaltestellen“ (25-F-63-

0036) 

Der Wortlaut des Antrags der Fraktion Volt, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Die Linke wird wie 
folgt geändert: 
 
Antrag der Fraktionen Volt, Bündnis 90/Die Grünen, 

SPD und Die Linke 
Änderungsantrag der AfD Fraktion 

 
1. eine Informations- und 

Aufklärungskampagne zur Förderung 
von Rücksichtnahme und rauchfreien 
Wartezonen an Wiesbadener 
Bushaltestellen zu entwickeln und 
umzusetzen. Dabei soll insbesondere 
auf die Gesundheitsrisiken von 
Passivrauchen für Kinder, Schwangere 
und chronisch kranke Menschen 
hingewiesen werden; 

2. bleibt unberührt. 
3. zu prüfen, ob und an welchen 

Bushaltestellen im Wiesbadener 
Stadtgebiet aufgrund besonderer 
Gegebenheiten – etwa einer hohen 
Frequentierung durch Kinder, einer 
Nähe zu Krankenhäusern, 
Gesundheits- oder Pflegeeinrichtungen 
oder dem regelmäßigen Aufenthalt 
weiterer vulnerabler Gruppen – eine 
besondere Gefährdungslage durch 
Tabakrauch besteht; 

4. darzulegen, unter welchen rechtlichen 
Voraussetzungen und in welchen 
Fällen ein örtlich begrenztes 
Rauchverbot im Rahmen der 
Gefahrenabwehrverordnung möglich 
wäre. 
 

 
1. eine Informations- und                 

Aufklärungskampagne zur 
Förderung von Rücksichtnahme 
und rauchfreien Wartezonen 
inklusive dem Genuss von 
Cannabis an Wiesbadener 
Bushaltestellen zu entwickeln und 
umzusetzen. Dabei soll 
insbesondere auf die 
Gesundheitsrisiken von 
Passivrauchen für Kinder, 
Schwangere und chronisch kranke 
Menschen hingewiesen werden; 

2. bleibt unberührt. 
3. zu prüfen, ob und an welchen 

Bushaltestellen im Wiesbadener 
Stadtgebiet aufgrund besonderer 
Gegebenheiten – etwa einer hohen 
Frequentierung durch Kinder, einer 
Nähe zu Krankenhäusern, 
Gesundheits- oder 
Pflegeeinrichtungen oder dem 
regelmäßigen Aufenthalt weiterer 
vulnerabler Gruppen – eine 
besondere Gefährdungslage durch 
Tabakrauch und Cannabis besteht; 

4. darzulegen, unter welchen 
rechtlichen Voraussetzungen und in 
welchen Fällen ein örtlich 
begrenztes Rauchverbot und dem 
Konsumieren von Cannabis im 
Rahmen der 
Gefahrenabwehrverordnung 
möglich wäre. 
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Beschluss Nr. 0036 
 
Der Antrag wird in folgender Fassung angenommen: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:  
 
I. Der Magistrat wird gebeten, 

1. eine Informations- und Aufklärungskampagne zur Förderung von Rücksichtnahme und 
rauchfreien Wartezonen an Wiesbadener Bushaltestellen zu entwickeln und umzusetzen. 
Dabei soll insbesondere auf die Gesundheitsrisiken von Passivrauchen für Kinder, 
Schwangere und chronisch kranke Menschen hingewiesen werden; 

2. geeignete Maßnahmen zur Sichtbarmachung des Appells zur Rücksichtnahme an 
Haltestellen zu prüfen und umzusetzen, beispielsweise durch Piktogramme, Plakate oder 
Bodenmarkierungen; 

3. zu prüfen, ob und an welchen Bushaltestellen im Wiesbadener Stadtgebiet aufgrund 
besonderer Gegebenheiten – etwa einer hohen Frequentierung durch Kinder, einer Nähe zu 
Krankenhäusern, Gesundheits- oder Pflegeeinrichtungen oder dem regelmäßigen 
Aufenthalt weiterer vulnerabler Gruppen – eine besondere Gefährdungslage durch 
Tabakrauch besteht; 

4. darzulegen, unter welchen rechtlichen Voraussetzungen und in welchen Fällen ein örtlich 
begrenztes Rauchverbot im Rahmen der Gefahrenabwehrverordnung möglich wäre. 

II. Der Magistrat wird gebeten,   
die Ergebnisse dem Ausschuss für Frauen, Gleichstellung und Sicherheit sowie dem 
Ausschuss für Wirtschaft, Beschäftigung, Digitalisierung und Gesundheit vorzulegen. 

 
Tagesordnung II 
 
 
 
 
 Wiesbaden,     .06.2025 
 
 
 
 Coigné 
 Vorsitzende  
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Die Stadtverordnetenversammlung 

- Ausschuss für Finanzen und 
Beteiligungen - 

 
 
   
Tagesordnung I Punkt 3 der öffentlichen Sitzung am 25. Juni 2025 
 
Vorlagen-Nr. 25-V-20-0015 
 

 

Haushaltsplan 2025 - Genehmigungs- und Begleiterlass der Aufsichtsbehörde; Freigabe der 
Haushaltssatzung 
 
 

 
Beschluss Nr. 0118 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschließen: 
 

1. Das im Bereich der Verpflichtungsermächtigungen angepasste Investitionsprogramm wird 
beschlossen (Anlage 4 zur Sitzungsvorlage). 
 

2. Der Magistratsbeschluss Nr. 0333 vom 10. Juni 2025 sowie der Genehmigungs- und 
Begleiterlass zum Haushalt werden zur Kenntnis genommen. 
 

3. Der Magistrat wird gebeten, unter Nr. II. 3. der Sitzungsvorlage das Budget des 
Seniorenbeirats zu ergänzen, damit dieses von der haushaltswirtschaftlichen Sperre 
ausgenommen ist. 

 
 
(antragsgemäß Magistrat 10.06.2025 BP 0333, Nr. 3. ergänzt durch den Ausschuss für Finanzen 
und Beteiligungen) 
 
 
Tagesordnung III 
 
 
 
 
 Wiesbaden,    .06.2025 
 
 
 
 
 
 

Dr. Reinhard Völker 
 Vorsitzender 
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